
Wenn es um Gesundheit geht, 
orientieren sich Forschung, Dia-
gnostik und Therapie meistens 

noch immer am männlichen 
Körper. Dabei haben Frauen oft 
andere Symptome und Krank-

heitsverläufe – etwa bei einem 
Herzinfarkt. Die Folge: Diagno-
sen werden zu spät oder gar 

nicht gestellt. „Die sogenannte 
Gendermedizin rückt zwar zu-
nehmend in den Vordergrund, 
trotzdem fehlt es vor allem 
noch an entsprechenden Daten 
aus der Forschung“, sagt Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen. Es 
müsse viel mehr Studien geben, 
die sich mit den Geschlechter-
unterschieden in der Medizin 
beschäftigen: „Nur, wenn es 
ausreichend Zahlen gibt, kön-
nen die Lücken geschlossen 
werden.“

Eine gravierende Folge der 
fehlenden Daten ist das so-
genannte „Medical Gasligh-
ting“. „Dabei werden betroffe-
ne Frauen trotz vorhandener 
Beschwerden und Symptome 
nicht ernstgenommen. Vieles 
wird mit psychosomatischen 
Ursachen abgetan“, erklärt 
Swinke. Das führe dazu, dass 
gerade Patientinnen häufig 
ohne Behandlung und Medika-

mente weggeschickt werden – 
etwa bei zyklischen Unterleibs-
schmerzen wie Endometriose. 
„Um für Frauen eine umfassen-
de medizinische Versorgung 
gewährleisten zu können, brau-
chen wir mehr Geld für die For-
schung, so dass die vorhandene 
Datenlücke geschlossen wird“, 
fordert der Vorstandsvorsitzen-
de. Zudem müsse auch medizi-
nisches Personal besser für die 
bestehenden Geschlechterun-
terschiede sensibilisiert wer-
den. Das sei schon in der Ausbil-
dung notwendig. „Es muss alles 
dafür getan werden, dass auch 
Frauen in Zukunft gleichwertig 
versorgt werden“, so Swinke ab-
schließend.

Übrigens: Der SoVD hat dazu 
eine Podcast-Folge veröffent-
licht. In „Frauen und Männer 
sind anders krank: Das müssen 
Sie dazu wissen“ erfahren Sie 
mehr zu dem Thema: https://
youtu.be/5TgqswEpFIM.

Da sich Körperbau und Stoffwechsel von Männern und Frauen unterscheiden, kann das auch Einfluss 
auf die Wirkweise von Medikamenten haben.
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Frauen brauchen andere Versorgung als Männer
Nicht jeder Mensch ist gleich. Das wissen eigentlich alle. Wenn es aber um die medizinische Behandlung von Frauen und Männern geht, scheint das oft in Vergessenheit 

zu geraten. Denn: Weibliche Patient*innen zeigen bei verschiedenen Krankheiten oft andere Symptome als männliche. Diese Unterschiede werden aber noch immer zu 
selten berücksichtigt. Darauf weist der SoVD anlässlich des „Internationalen Tags der Frauengesundheit“ hin und fordert mehr Forschung und eine bessere Sensibilisie-
rung der Ärzt*innen.

Internationaler Tag der Frauengesundheit

„Bündnis starker Sozialstaat“ im Austausch mit Landespolitik
Im Dialog: Gemeinsam für mehr sozialen Zusammenhalt und einen starken Sozialstaat, der niemanden zurücklässt

Das Bündnis setzt sich ein für 
ein Rentenniveau, das den Le-
bensstandard sichert, tritt ein 
für ein entschiedenes Handeln 
gegen Kinderarmut, für bezahl-
baren Wohnraum, für existenz-
sichernde Löhne, für eine gute 
medizinische Versorgung, für 
eine verlässliche soziale Infra
struktur, für den Erhalt des 
Acht-Stunden-Arbeitstages, für 
mehr Unterstützung für junge 
Menschen ohne Ausbildung, 
für die Integration von Er-
werbslosen und für eine Blei-
beperspektive für Menschen, 
die vor Krieg, Verfolgung und 
den Folgen des Klimawandels 
geflohen sind.

Neben größeren öffentli-
chen Veranstaltungen, die die 
Bündnismitglieder gemeinsam 
organisieren, tauschen sich 
Vertreter*innen des Bündnis-
ses auch regelmäßig mit der 

Landespolitik aus und ver-
deutlichen die Forderungen 
des Bündnisses. Im Juni trafen 
sich Katharina Lorenz (SoVD in 
Niedersachsen), David Schulke 
(Caritas), Marco Brunotte (AWO),  
Lars Niggemeyer (DGB) und 
Frank Steinsiek (Lebenshilfe) 
mit dem Arbeitskreis Soziales, 
Bildung und Wissenschaft der 
Landtagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen. Es war ein kons-
truktives und intensives Ge-
spräch. Im Mittelpunkt des Aus-
tauschs stand die Frage, wie 
wir den Sozialstaat als Garant 
für eine demokratische Gesell-
schaft und gelebte Solidarität 
nachhaltig stärken können.

Dabei haben die Bünd- 
nispartner*innen ihre Forde-
rungen und Anliegen mit Nach-
druck eingebracht und deutlich 
gemacht, dass sozialer Zusam-
menhalt, Chancengerechtigkeit 

und ein verlässlicher Sozial-
staat unverzichtbare Grundla-
gen für eine starke Demokratie 
sind.

Für den 2. Oktober berei-
tet das Bündnis aktuell einen 
Kongress vor, bei dem auch 
eine Podiumsdiskussion mit 

Politiker*innen geplant ist. 
Weitere Details werden in der 
September-Ausgabe dieser 
Landesbeilage angekündigt.

Vor allem in den vergangenen Monaten wird der Sozialstaat auf unterschiedlichen Ebenen in Frage gestellt und angegriffen. Deshalb haben sich in Niedersachsen 
Gewerkschaften und Sozialverbände zum „Bündnis starker Sozialstaat“ zusammengeschlossen. Neben dem SoVD gehören dazu: die AWO Niedersachsen Landesarbeitsge-
meinschaft, der Paritätische Niedersachsen, die Diakonie in Niedersachsen, die Landesarmutskonferenz Niedersachsen, die Caritas in Niedersachsen, der Kinderschutzbund 
Niedersachsen, der SoVD, die Lebenshilfe, der Sozialverband VdK, der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen, der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
seine Mitgliedsgewerkschaften EVG, GdP, GEW, IG BAU, IGBCE, IG Metall, NGG und ver.di. Das Bündnis organisiert gemeinsam öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen – 
wie die Kundgebung „S.O.S. Sozialstaat!“ am Niedersächsischen Landtag (siehe auch Seite 10) – und führt regelmäßig Gespräche mit Politiker*innen.

Katharina Lorenz vom SoVD (vorne, 3.v.l.) mit Mitgliedern des Bündnisses und des Arbeitskreises 
Soziales der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen.
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Niedersachsen-Echo
Die Landesbeilage des SoVD in Niedersachsen
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Städte, Gemeinden und Landkreise prägen das Zusammenleben vor Ort und sichern zentrale Bedürfnisse wie bezahlbares Wohnen, 
verlässliche Mobilität und gut erreichbare soziale Angebote. Am 13. September wird in Niedersachsen bei der Kommunalwahl über 
die Zukunft vor Ort entschieden. Deshalb stellt der SoVD in Niedersachsen die Wahl in den Fokus seiner Kampagne „Für mehr Mitein-
ander“. Ehrenamtliche machen seit vielen Wochen mit vielfältigen Aktionen auf die Wahl aufmerksam und kommen mit Bürger*innen 
über ihre Wünsche für die Kommune ins Gespräch. Teil des Engagements ist auch eine Umfrage, deren Ergebnisse genutzt werden, um 
Forderungen an die Politik vor Ort zu verdeutlichen.

Austausch über gutes Leben und Teilhabe vor Ort
SoVD fragt: Was macht für Sie eine lebenswerte Kommune aus?

Einsparungen und spätere Zuschüsse bei Heimkosten, geringere Rentenbeiträge für pflegende 
Angehörige und strengere Maßstäbe bei der Pflegebedürftigkeit – mit einem umfangreichen Maß-
nahmenpaket soll die gesetzliche Pflegeversicherung finanziell zukunftsfest gemacht werden. 

Zahlen sollen das Pflege-
bedürftige und ihre Angehö-
rigen. „Doch ist das gerecht?“, 
fragt Heinz-Ulrich Kabrodt, 
Vorsitzender des SoVD-Kreis-
verbands Gifhorn. Er moniert 
die einseitige Belastung von 
Pflegebedürftigen und deren 
Angehörigen. 

Im Gegenzug verweist Kab-
rodt auf den jährlich erstellten 
„World Wealth Report“, eine 
Analyse des Beratungsunter-
nehmens Capgemini über pri-
vate Vermögen. Darin werden 
in Deutschland rund 1,78 Mil-
lionen Menschen der Gruppe 
der vermögenden Privatper-
sonen zugeordnet, ein Anstieg 
von 11 Prozent im Vergleich 
zu 2024. Es gibt also immer 
mehr Millionär*innen, im in-
ternationalen Vergleich liegt 
Deutschland damit auf Rang 
drei. „Natürlich müssen die So-
zialsysteme reformiert werden. 
Aber das allein auf dem Rücken 
der Pflegebedürftigen und ih-
rer Angehörigen abzuladen, 

passt nicht zusammen. Viele 
Heimbewohner haben bereits 
ihr gesamtes Erwerbsleben in 
die Sozialkassen eingezahlt, 
jetzt kommen weitere finan-
zielle Einbußen dazu,“ sagt 
Kabrodt und fügt hinzu: „Die 

Finanzierung unserer Sozial-
systeme ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und muss 
solidarisch von allen erfolgen, 
einschließlich Reichen, aber 
auch Beamten, Politikern und 
Unternehmern“.

Steigende finanzielle Belastung bei der Pflege
Gleichzeitig immer mehr vermögende Privatpersonen, kristisiert der SoVD Gifhorn
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Aus Sicht des SoVD ist die Pflege eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe.

Auf dem Stadtfest in Soltau 
waren Engagierte aus dem Vor-
stand des SoVD-Kreisverbands 
Heidekreis zwei Tage lang aktiv 
und kamen mit zahlreichen In-
teressierten ins Gespräch. SoVD- 
Aktive aus den Ortsverbänden 
Neuenkirchen und Soltau hat-
ten sich angeschlossen und un-
terstützten den Infostand des 
SoVD an beiden Tagen tatkräftig. 

In vielen Gesprächen konn-
te man deutlich erkennen, was 
die Menschen in den Kommu-
nen wirklich bewegt. Der SoVD 
wird die Rückmeldungen als 
Grundlage für den Austausch 
mit Politiker*innen vor Ort nut-
zen und mit Nachdruck klarma-
chen, was den Menschen wichtig 
ist. Hierzu bot das Stadtfest eine 
erste Gelegenheit, da auch der 
Soltauer Bürgermeister Karsten 
Brockmann den SoVD-Stand 
besuchte. Der Stand mit einem 
Glücksrad und vielen verschie-
denen Preisen und Informations-
broschüren zog auch viele junge 
Menschen an. 

Auch beim Lüneburger Stadt-
fest kamen SoVD-Aktive an ihrem 

Stand mit vielen Besucher*innen 
ins Gespräch und füllten mit ih-
nen gemeinsam die Fragebögen 
zur Kommunalwahl aus. Für die 
Region Lüneburg-Lüchow zeig-
ten die ersten Umfrageergebnis-
se, dass bezahlbarer Wohnraum 
für viele Menschen eines der 
drängendsten Themen ist. Die 
Befragten nannten außerdem 
vor allem eine gute Gesund-
heitsversorgung und Pflege vor 
Ort, verlässliche Mobilitätsange-
bote sowie attraktive öffentliche 
Angebote in den Bereichen Bil-
dung, Kultur und Freizeit. Auch 
mehr Bürgerbeteiligung spielte 
für viele eine wichtige Rolle.

„Wir möchten, dass die Men-
schen gerne Teil ihrer Kommune 
sind und die Politik sich dafür 
einsetzt, dass die Lebensbe-
dingungen für alle gut und ge-
recht sind“, sagt Margret Hennig 
vom Vorstandsteam des SoVD 
in Lüneburg-Lüchow. Mit der 
Kampagne will der SoVD soziale 
Themen stärker in den Fokus der 
Kommunalpolitik rücken und die 
Anliegen der Menschen vor Ort 
sichtbar machen.

SoVD-Engagierte im Heidekreis mit Stand-Besucher*innen.
Foto: Klaus Müller / SoVD Heidekreis

SoVD-Aktive bei der Aktion in Lüneburg.
Foto: SoVD Lüneburg-Lüchow

Neue Podcast-Folge zur Aktivrente
In der neuen Folge des SoVD- 

Podcasts „Kein Ponyhof“ klä-
ren wir die Frage: Was ist die 
Aktivrente? Anja Radike von 
der Vereinigten Lohnsteu-
erhilfe erklärt, wer davon 
profitieren kann, welche Vor-
aussetzungen gelten und wie 
Steuern sowie Sozialabgaben 
ins Spiel kommen.

Die Hosts Katharina Lorenz 
und Stefanie Jäkel diskutieren 
außerdem, ob die Aktivrente 
politisch sinnvoll ist und wel-
che Vor- oder Nachteile sie 
für verschiedene Lebenssi-

tuationen bietet. Spannende 
Praxis-Tipps, klare Begriffe 
statt Bürokratiejargon und 
eine ehrliche Einschätzung, 
wo sich der Blick auf die Zu-
kunft der Rente lohnt. Hören 
Sie jetzt rein!

„Kein Ponyhof“ ist auf allen 
gängigen Podcast-Plattfor-
men sowie im Internet unter 
www.sovd-nds.de/podcast 
abrufbar.

Dort finden Sie auch Folgen 
rund um die Themen Gesund-
heit, Behinderung, Pflege, 
Bürgergeld und Rente.

Wer profitiert – und wie sinnvoll ist sie wirklich?
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Einmal im Monat gibt es eine neue Folge des SoVD-Podcasts.

Sie haben eine kurze 
Frage und wollen dafür 
nicht extra ins SoVD-Bera-
tungszentrum gehen? Dann 
nutzen Sie die WhatsApp-
Sprechstunde!

Fügen Sie die Nummer 
0511 65610720 zu Ihren 
Kontakten hinzu und stel-
len Sie Ihre Frage ganz 
einfach über WhatsApp. 
Bei den regelmäßigen Ter-
minen beantworten SoVD-
Berater*innen Ihre Fragen 
rund um Rente, Pflege, 
Behinderung, Gesundheit, 
Bürgergeld sowie Patien-
tenverfügung und Vorsorge- 
vollmacht. 

Die nächsten WhatsApp-
Sprechstunden finden am 
21. Juli und 18. August, je-
weils ein Dienstag, von 15 
bis 16 Uhr statt. Zukünftige 
Termine sind auch unter 
www.sovd-nds.de abrufbar. 

Neue Termine  
im Sommer

WHATSAPP-BERATUNG
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Das vom SoVD-Kreisverband 
Oldenburg-Delmenhorst be-
treute Klageverfahren wurde 
zwar vom Sozialgericht mit 
Verweis auf die bindende ge-
setzliche Grundlage abgelehnt. 
Deutlich wurde aber zugleich, 
dass diese zeitgemäß angepasst 
werden sollte. Im konkreten Fall 
scheiterte die Familie vor dem 
Sozialgericht. Die Kosten für 
die Begleitung ihres schwer-
behinderten Kindes sollten nur 
für eine Person von der Kasse 
getragen werden. „In lebensbe-
drohlichen Situationen sollten 
jedoch Vater und Mutter in der 
Nähe sein. Das traditionelle 
Rollenverständnis, dass nur ein 
Elternteil dem Kind beisteht, ist 
überholt. Dabei hat Nähe auch 

medizinische Vorteile: Eine Stu-
die der Rijksuniversiteit Gronin-
gen zeigt, dass Kinder schneller 
gesund werden, wenn wichtige 
Bezugspersonen in der Nähe 
sind“, sagt Rechtsexperte Hülper.

Der Anspruch auf Kostenüber-
nahme – für Unterkunft und Ver-
pflegung – für eine Begleitper-
son regelt § 11 Absatz 3 Satz 1 
Sozialgesetzbuch V: Ein Eltern-
teil oder eine andere vertraute 
Person darf das Kind begleiten, 
wenn dies medizinisch notwen-
dig ist. Viele Krankenkassen 
übernehmen die Kosten bei 
Kindern unter neun Jahren au-
tomatisch, da die Notwendigkeit 
direkt angenommen wird. Bei 
älteren Kindern muss dies vom 
Krankenhaus bestätigt werden. 

Wichtig: Manchmal muss bereits 
vor der Aufnahme ein Antrag bei 
der Krankenkasse gestellt wer-
den. Ob die Kosten übernommen 
werden oder nicht, ist keine Ent-
scheidung des Krankenhauses. 
Für Kinder mit Behinderung gibt 
es keine Altersbeschränkung für 
die Begleitung. Der begleitende 
Elternteil hat darüber hinaus 
bei einem Verdienstausfall An-
spruch auf Krankengeld, wenn 
das versicherte Kind das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder behindert und auf Hilfe 
angewiesen ist (Kinderpflege-
krankengeld). Der Anspruch be-
steht in jedem Kalenderjahr für 
jedes Kind längstens für zehn 
Arbeitstage, für alleinerziehen-
de Versicherte 20 Arbeitstage.
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Regelung ist nicht mehr zeitgemäß
Muss ein Kind stationär im Krankenhaus bleiben, möchten es viele Eltern nicht allein lassen. Die-

ses sogenannte Rooming-In ist von gesetzlichen Krankenkassen bis zur Vollendung des neunten 
Lebensjahres zu bezahlen. Aber: Sie zahlen nur für einen Elternteil. Dr. Jörg-Christian Hülper, SoVD-
Regionalleiter Nord schildert: „Ein Fall aus Oldenburg zeigt, es ist an der Zeit, die Regelung neu zu 
fassen, sodass die Kasse die Kosten der Begleitung durch beide Elternteile trägt. Denn die sozialge-
setzliche Grundlage datiert von 1989, als das Sozialgesetzbuch eingeführt wurde. Damals gingen 
die Gesetzgeber von einem Familienbild aus, das heute anders ist.“ 

In der digitalen Vortragsreihe des SoVD Niedersachsen geht 
es am Donnerstag, 30. Juli, um das Thema „Arbeitsunfähig, 
erwerbsgemindert – was nun?“. Referent Kai Bursie informiert 
Interessierte von 16 bis 17.30 Uhr per Zoom. 

Durch Krankheit oder Unfall: Jede*r kann ganz plötzlich 
von Arbeitsunfähigkeit und Erwerbsminderung betroffen sein. 
Deshalb informiert Kai Bursie in seinem Vortrag kostenfrei 
rund um das Thema und beantwortet wichtige Fragen wie 
„Kann man durch Krankheit arm werden?“. Außerdem erfahren 
Teilnehmende unter anderem, wie es um die soziale Absiche-
rung steht, wenn man den Beruf nicht mehr ausüben kann 
sowie welche Fallstricke und Lücken Krankengeld, Arbeitslo-
sengeld und Co. mit sich bringen. Auch wie sich diese umge-
hen lassen, spricht der Referent an.

Sowohl Mitglieder als auch andere Interessierte können 
sich bis zum 27. Juli für den Online-Vortrag anmelden, indem 
sie eine E-Mail an weiterbildung@sovd-nds.de senden. Einen 
Teilnahmelink erhalten sie spätestens am Tag der Veranstal-
tung ebenfalls per E-Mail.

Arbeitsunfähigkeit und Erwerbsminderung

ONLINE-VORTRAG DES SOVD

Foto: Photographee.eu / Adobe Stock

Kosten für die Krankenhaus-Begleitung eines Kindes bis zur Vollendung des neunten Lebensjahres 
übernehmen die Krankenkassen für nur eine Person.

Pflegegeld für häusliche Pflege
Gute Nachrichten für pflege-

bedürftige Menschen und ihre 
Angehörigen: Das Pflegegeld 
für die häusliche Pflege wird 
auch während eines Aufent-
halts im Krankenhaus oder in 
einer Reha-Einrichtung wei-
terhin gezahlt. Darauf weist 
der SoVD in Braunschweig 
hin. Mit dem Pflegegeld sol-
len die Pflegepersonen, also 
pflegende Angehörige, die 
die Betreuung und Versor-
gung übernehmen, finanziell 
unterstützt werden.

„Seit Anfang des Jahres wird 
das Pflegegeld bei stationären 
Aufenthalten wie in Kranken-
häusern oder Reha-Einrich-
tungen für bis zu 56 Tage, also 
acht Wochen, weitergezahlt. 
Zuvor waren es lediglich vier 
Wochen“, berichtet Kai Bur-
sie, Regionalleiter des SoVD 
in Braunschweig. „Damit wird 
anerkannt, dass die Pflege-
person auch während dieser 
Zeit grundsätzlich zur Pflege 
bereitsteht.“, führt Bursie aus.

Ein Krankenhausaufenthalt 
stellt für pflegebedürftige 
Menschen und ihre Angehöri-
gen oft eine große Belastung 
dar. Neben der Sorge um die 
Gesundheit stellt sich häufig 
auch die Frage nach der fi-
nanziellen Absicherung: Wird 
das Pflegegeld weiterhin ge-
zahlt? Muss etwas beantragt 

werden? Wird die Leistung 
gekürzt? Nach den aktuel-
len Regelungen bleibt das 
Pflegegeld während eines 
stationären Aufenthalts nun 
bis zu acht Wochen bestehen. 
Auch Leistungen zur sozialen 
Sicherung der Pflegeperson 
werden in dieser Zeit weiter-
gezahlt. Dazu gehören insbe-
sondere Rentenbeiträge, die 
von der Pflegekasse für pfle-
gende Angehörige abgeführt 
werden. Diese Absicherung 
ist vor allem für Angehörige 
wichtig, die ihre Erwerbstä-
tigkeit wegen der Pflege ein-
geschränkt haben.

„Sollte die pflegebedürftige 
Person nach einem Kranken-
hausaufenthalt wieder nach 
Hause zurückkehren und es 
kommt später zu einem er-
neuten stationären Aufent-
halt, wird das Pflegegeld er-
neut für bis zu acht Wochen 
weitergezahlt. Die Frist be-
ginnt dann wieder von vorne“, 
erklärt Bursie.

SoVD-Tipp: Bei stationärem Aufenthalt nun länger gesichert
Kind im Krankenhaus: Kostenübernahme für nur eine Begleitperson

Am 17. Mai 2026 verstarb

Erika Bolm
Sie war in vielfältiger Weise und über Jahrzehnte leidenschaftlich ehrenamtlich für den SoVD und früheren 
Reichsbund tätig. Bereits 1957 trat sie als Mitglied unserem Verband bei. Erika Bolm engagierte sich als zweite 
Vorsitzende im Kreisverband Salzgitter sowie als erste Vorsitzende in ihrem Ortsverband Lebenstedt. Daneben 
war sie Bürgermeisterin a.D. und seit 2018 Ehrenbürgerin der Stadt Salzgitter.

Mit Erika Bolm verliert der SoVD ein wertvolles Mitglied und eine engagierte Verbündete im Einsatz für soziale 
Themen. Wir werden ihr Wirken in dankbarer Erinnerung behalten.

In stillem Gedenken

Bernhard Sackarendt Dirk Swinke         Michael Loos 
Verbandsratsvorsitzender Vorstandsvorsitzender         Vorsitzender  
SoVD-Landesverband SoVD-Landesverband          SoVD-Kreisverband 
Niedersachsen Niedersachsen         Salzgitter

„Nach der Zeit der Tränen und der tiefen Trauer bleibt die Erinnerung.  
Die Erinnerung ist unsterblich und gibt uns Trost und Kraft.“
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Kostenfrei mobil im ÖPNV
Unter bestimmten Voraussetzungen können Menschen mit einem Schwerbehindertenausweis beim 

niedersächsischen Landesamt für Soziales, Familie und Jugend kostenlos oder vergünstigt ein Beiblatt 
mit einer Wertmarke beantragen – und damit den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in ganz 
Deutschland für bis zu 12 Monate kostenfrei nutzen. Welche Merkzeichen dazu berechtigen und was 
darüber hinaus wichtig zu wissen ist, erklärt der SoVD. 

Mit den Merkzeichen G (Geh-
behinderung), aG (außerge-
wöhnliche Gehbehinderung) 
H (Hilflosigkeit), Bl (Blindheit) 
oder Gl (Gehörlosigkeit) im 
Schwerbehindertenausweis ha-
ben Menschen mit einer Behin-
derung die Möglichkeit, beim 
niedersächsischen Landesamt 
für Soziales, Familie und Jugend 
ein Beiblatt mit Wertmarke zu 

beantragen. Mit diesem können 
sie für sechs beziehungsweise 
12 Monate den ÖPNV in ganz 
Deutschland nutzen. „Bei den 
Merkzeichen G, aG und Gl kos-
tet diese Wertmarke für ein hal-
bes Jahr aktuell 53 Euro, für ein 
ganzes Jahr 104 Euro. Liegt das 
Merkzeichen H oder Bl vor oder 
werden Leistungen der Grund-
sicherung beziehungsweise 

Sozialhilfe bezogen, ist die 
Beantragung kostenlos“, weiß 
Katharina Lorenz vom SoVD in 
Niedersachsen.

Gut zu wissen: Geht das Geld 
bis zum 5. eines Monats beim 
Landesamt ein, gilt die Wert-
marke schon ab dem laufen-
den Monat. Erfolgt die Zahlung 
später, ist das erst zum Folge-
monat der Fall. Bei einer Fahr-
kartenkontrolle muss neben 
dem gültigen Beiblatt auch der 
Schwerbehindertenausweis 
vorgezeigt werden. Auch Hilfs-
mittel dürfen im ÖPNV kos-
tenlos mitgenommen werden. 
„Allerdings empfiehlt es sich, 
bei besonders schweren oder 
großen Hilfsmitteln wie einem 
Elektro-Rollstuhl, das jewei-
lige Verkehrsunternehmen zu 
kontaktieren und in Erfahrung 
zu bringen, ob eine Mitnahme 
tatsächlich möglich ist. Zudem 
sollte eine Fahrt am besten im 
Vorfeld angemeldet werden, um 
Komplikationen zu vermeiden“, 
rät Lorenz.
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Bestimmte Merkzeichen im Schwerbehindertenausweis berechti-
gen zum Antrag einer Wertmarke für den ÖPNV.

Schwerbehindertenausweis mit bestimmten Merkzeichen bietet Vergünstigungen

Auf der Website www. 
fuer-mehr-miteinander.de 
hat der SoVD-Landesverband 
Niedersachsen seine Forde-
rungen zur Kommunalwahl 
veröffentlicht. Dort kön-
nen Interessierte auch eine 
Info-Broschüre zu den poli-
tischen Themen herunterla-
den. Außerdem wird wieder 
eine Wahlhilfe-Broschüre in 
Leichter Sprache produziert. 
Diese ist ab August erhält-
lich und wird digital und 
barrierefrei auf der Internet-
seite des SoVD unter https:// 
tinyurl.com/mr3tt558 zur 
Verfügung gestellt.

SoVD-Forderungen 
und Info-Broschüren

KOMMUNALWAHL

Offene Telefonberatung zum Sozialrecht

Der SoVD in Braunschweig 
veranstaltet am Mittwoch, 
22. Juli, von 10 bis 11.30 Uhr 
eine offene Telefonberatung 
zu allen Fragen des Sozial-
rechts. Fragen rund um die 
gesetzliche Renten-, Pflege-, 
Kranken- und Unfallversi-
cherung werden beantwor-
tet. Außerdem werden die 
Themen Existenzsicherung, 
Schwerbehindertenrecht, Pa-
tientenverfügung und Vorsor-
gevollmacht behandelt. 

Interessierte können sich 
unter der Telefonnummer 
0531 2 444 192 kostenlos 
über die Themen informie-
ren. Am Telefon wird Kai Bur-
sie, Experte im Sozialrecht 
und Regionalleiter des SoVD, 

die Fragen beantworten. Bei 
stärkerem Beratungsbedarf 
können im Anschluss auch 
persönliche Gespräche, eine 
Videoberatung oder weiter-
führende Telefonate verein-
bart werden.

Anonym werden besonders 
interessante Gespräche die-
ser Beratung am Freitag,  7. 
August, von 14 bis 15 Uhr in 
der Radiosendung „SoVD-Re-
gional“ auf Okerwelle 104,6 – 
zugleich per Livestream und 
App – ausgestrahlt. So kön-
nen sich auch Interessierte, 
die während der Telefonbe-
ratung verhindert waren, in-
formieren. Die offene Telefon-
beratung findet etwa alle drei 
Monate statt.

Kostenfreies Angebot des SoVD-Kreisverbands Braunschweig 
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Der SoVD in Braunschweig bietet seine kostenfreie Telefon- 
beratung etwa alle drei Monate an.

SoVD Hannover-Stadt bei Quartiersfest 

Kronsrode ist Niedersach-
sens größtes Neubaugebiet. 
Mit Blick ins Grüne und einer 
hervorragenden Infrastruktur 
entsteht ein Quartier, das hohe 
Lebensqualität und Nachhal-
tigkeit vereint. Das Quartiers-
fest im Mai, zu dem die dortigen 
Wohnungsbaugesellschaften 
eingeladen hatten, setzte den 
Startpunkt für echtes Mitein-
ander im neuen Stadtteil mit 
Aktionen, Livemusik und vielen 
kulinarischen Angeboten.

Der SoVD-Kreisverband 
Hannover-Stadt war dort mit 
einem Infostand vertreten, um 
sich als größter Sozialverband 

in Hannover vorzustellen. Da-
bei wurden viele interessan-
te Gespräche geführt. Die 1. 
Kreisvorsitzende Ingeborg 
Saffe konnte viele Personen 
aus Politik und Organisationen 
begrüßen, etwa die stellver-
tretende Regionspräsidentin 
Petra Rudszuck (SPD), die Kan-
didatin für die Wahl zur Re-
gionspräsidentin Eva Bender 
(SPD), Peter Karst, Oberbürger-
meisterkandidat der CDU für 
die Landeshauptstadt Hanno-
ver, sowie den Geschäftsführer 
der Meravis Wohnungsbau- 
und Immobilien GmbH Mat-
thias Herter. 

Viele Besucher*innen, gute Gespräche, Besuch von der Politik
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Das Team und der Infostand des SoVD waren nicht zu übersehen. 

Erbschein bei Sozialleistungsverfahren

Einen Erbschein zu beantra-
gen, kann teuer werden. Wer 
das Dokument ausschließlich 
für Sozialleistungen braucht, 
kann sich die Gebühren je-
doch sparen.

Ein Erbschein ist ein amt-
liches Dokument, das Aus-
kunft darüber gibt, wer die 
Erbberechtigten einer ver-
storbenen Person sind und 
wie hoch die jeweiligen Erb-
anteile ausfallen. Er dient 
insbesondere dazu, sich ge-
genüber Banken, Behörden 
oder anderen Stellen als 
erbberechtigt auszuweisen – 
etwa zur Umschreibung von 
Immobilien. Beantragt werden 
kann der Erbschein bei der 
Nachlassabteilung des Amts-
gerichts oder über einen No-
tar. In der Regel ist das Verfah-
ren kostenpflichtig, Gebühren 
richten sich nach dem Wert des 
Nachlasses, was teils kosten-
intensiv sein kann. Ist der Erb-
schein aber ausschließlich für 
die Beantragung, Erbringung 
oder Erstattung einer Sozial-
leistung nötig, dann ist er laut 
Gesetz kostenlos. Darauf weist 
der SoVD in Braunschweig hin. 
„Diese Rechtsauffassung wur-

de inzwischen auch durch das 
Oberlandesgericht Hamburg 
bestätigt und weiter kon-
kretisiert“, erklärt Kai Bursie, 
Regionalleiter des SoVD in 
Braunschweig. In solchen Fäl-
len werde der Erbschein ent-
sprechend gekennzeichnet 
und direkt an die jeweilige 
Sozialbehörde geschickt. „Die 
Erbberechtigten selbst erhal-
ten das Dokument dann nicht 
ausgehändigt“, so Bursie. Vor-
aussetzung sei aber, dass der 
Erbschein nicht zusätzlich für 
andere Zwecke benötigt wer-
de und dass die Erbberech-
tigten bei der Antragsstellung 
deutlich drauf hinweisen, dass 
der Erbschein nur für Sozial-
leistungsverfahren benötigt 
wird. Erfolgt die Beantragung 
über einen Notar, können un-
abhängig davon Notarkosten 
entstehen.

Anlass für den Hinweis 
des SoVD war der Fall eines 
Mitglieds, das bei der Kran-
kenkasse der verstorbenen 
Person die Erstattung zu viel 
gezahlter Zuzahlungen bean-
tragen wollte. Die Kranken-
kasse hatte dafür die Vorlage 
eines Erbscheins verlangt.

SoVD-Tipp: Erbschein ist in bestimmten Fällen kostenlos
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